
B e g u t a c h t u n g s e n t wu r f  

Verordnung des Landeshauptmannes von Steiermark vom [...] mit der die 
Steiermärkische Personenbeförderungs-Betriebsordnung 2021 geändert wird 

Auf Grund des § 13 Abs. 2, 3 und 4 Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996, BGBl. Nr. 112/1996, zuletzt 
in der Fassung BGBl. I Nr. 18/2022, wird verordnet: 
 

Die Steiermärkische Personenbeförderungs-Betriebsordnung 2021, LGBl. Nr. 40/2013, zuletzt in der 
Fassung LGBl. Nr. 133/2020 wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 lautet: 

„(2) Im Personenbeförderungsgewerbe mit PKW (Taxi) dürfen nur Personenkraftwagen im Sinne 
des Art. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 
2007 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen für Fahrzeuge, ABl.  L 171 vom 29.6.2007, S 1, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EU) 2018/858 , ABl.  L 151 vom 14.6.2018,  S 1, verwendet werden, wenn sie den Euro-6-
Emissionsgrenzwerten des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 entsprechen. Es dürfen auch 
Fahrzeuge mit alternativen Antrieben verwendet werden, diese müssen aber die oben angeführten 
Emissionsgrenzwerte ebenfalls einhalten.  

2. Nach § 6 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Von den EURO-6-Emissionsgrenzwerten kann die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag des 
Konzessionsinhabers in Ausnahmefällen für bestimmte Fahrzeuge befreien, wenn auf Grund der 
Besonderheit des Fahrzeuges und/oder der damit im Zusammenhang stehenden besonderen Ausstattung 
das Gewerbe insgesamt oder einzelne Beförderungen nicht durchgeführt werden könnten. Dies hat 
bescheidmäßig zu erfolgen. Die Ausnahmegenehmigung ist im Fahrzeug mitzuführen und auf Verlangen 
vorzuweisen.“ 

3. Der Text des § 28 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Diese Verordnung wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für 
die Dienste der Informationsgesellschaft, in der Fassung der Richtlinie (EU) 2015/1535, notifiziert 
(Notifikationsnummer [...]  

4. § 29a wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) In der Fassung LGBl. Nr. […] tritt der § 6 Abs. 2, mit dem der Kundmachung folgenden Tag, 
das ist der XX.XX.2022 in Kraft.“ 
 

Für den Landeshauptmann: 
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